
Abschrift

Amtsgericht Memmingen

Az.: 11C157/21

In dem Rechtsstreit

1)

2)

Proz vollmächtigter zu 1 und 2:

Rechtsanwalt Dr. jur. Böse Matthias, Further Straße 3, 41462 Neuss, Gz.: 0040/21

gegen

Ryanair DAC, gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführung, Dublin office, Airside Business
Park, Swords, Co. Dublin, Irland
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Oracle British Solicitors Rechtsanwaltsges. mbH, c/o We Work, Taunusanla-

ge 8, 60329 Frankfurt

wegen Forderung

erlässt das Amtsgericht Memmingen durch den Richter am Amtsgericht m 16.06.2021

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 16.06.2021 ohne mündliche Verhandlung gemäß $&
495a ZPO folgendes

Endurteil

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger 530,12 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 28.01.2021 sowie außergerichtliche Anwalts-

kosten in Höhe von 155,00 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem

jeweiligen Basiszinssatz seit 12.03.2021 zu zahlen.



2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Entscheidungsgründe

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. Innerhalb die-

ses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt.

1. Die Entscheidungsgründe beziehen sich auf den das Anerkenntnis der Beklagten in Höhe von 

473,16 € übersteigenden Teil der Klageforderung (§ 313 a ZPO) unter Berücksichtigung der Teil-

klagerücknahme aus dem Schriftsatz vom 14.06.2021. Im Übrigen ist die Begründung gemäß § 

313 b ZPO entbehrlich.

2. Der Anspruch besteht aufgrund §§ 280 Abs.1, 3, 281 BGB in Verbindung mit Art. 5, 9 der VO 

(EG) Nr. 261/2004 wegen der Annullierung des für 05.01.2021 vorgesehenen Fluges und des da-

durch notwendig gewordenen weiteren Aufenthaltes der Kläger bis zum nächstmöglichen Flug 

mit der Beklagten am 09.01.2021. Der Anspruch besteht dem Grunde nach, da durch die Annul-

lierung des ursprünglich geplanten Rückfluges Betreuungsleistungen nach Art. 9 der Fluggast-

rechteverordnung erforderlich wurden. Dies hat die Beklagte in ihrem Teilanerkenntnis der 

Rechtslage entsprechend auch zugestanden.

Soweit die Beklagte im Termin vorgetragen hat, es läge im Hinblick auf die Corona-Pandemie ein 

Grund zur Exkulpation vor, ist dies nicht geeignet, den Anspruch zu Fall zu bringen. Die Beklagte 

hat nicht dargelegt, aus welchen Gründen ihr Flug am 05.01.2021 nicht stattfinden konnte, der 

von den Klägern genutzte Ersatzflug aber durchgeführt werden konnte. Dass die Situation  hin-

sichtlich Flugverbot oder Reisewarnung an diesen beiden Tagen unterschiedlich gewesen sei, ist 

nicht vorgetragen und auch nicht ersichtlich. 

3. Die Zweifel an der Erstattungsfähigkeit des Bewirtungsbeleges des Restaurants Mirador de 

Chirche vom 05.01.2021 sind aufgrund der Einsichtnahme in die Belege im Rahmen der mündli-

chen Verhandlung ausgeräumt worden. Die eingenommene Mahlzeit mit Getränken ist angemes-

sen und erforderlich gewesen. Die geltend gemachten Kosten sind im Rahmen des Zumut- und 

Erwartbaren.

4. Das Gericht hält - mit Ausnahme der auf den Weinkonsum zurückzuführenden Mehrkosten - 
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auch Getränkekosten für erstattungsfähig, wenn nicht alkoholfreie Getränke, sondern Bier im sel-

ben Maß konsumiert wird wie auch alkoholfreie Erfrischungsgetränke konsumiert zu werden pfle-

gen.

Bier ist kein Luxusgut und - anders als branntweinhaltige Getränke - auch nicht in erster Linie als 

Rausch- oder Genussmittel (jedenfalls in dem durch die Rechnungen ausgewiesenen Ausmaß 

des Konsums durch die Kläger) zu bewerten, das nicht mehr als erforderlich zur Erfrischung 

angesehen werden könnte. 

Soweit die Rechnung des Restaurants Tasca Juanito vom 07.01.2021 erkennen lässt, dass pro 

Kläger 2 Biere bezahlt worden sind, ist nach Überzeugung des Gerichts die Grenze zwischen Er-

frischung und Genuss noch nicht überschritten.

5. Die Kläger haben nachgewiesen, dass sie im Hiperdino Supermarkt am 07.01.2021 nicht In-

sektenspray, sondern Sprühsahne gekauft haben. Auch hiermit kann man sich - je persönlichem 

Geschmack - in angemessener und daher erstattungsfähiger Art und Weise erfrischen.

6. Wein ist kein Erfrischungsgetränk. Die Kläger haben aber die hiermit - im Gegensatz zu einem 

ansonsten zur Durststillung erworbenen Getränk - verbundenen Mehrkosten durch Teilklagerück-

nahme aus dem Streit genommen.

7. Die Verurteilung zur Zahlung der Nebenforderung gründet sich auf §§ 280 Abs. 2, 286, 288 

BGB. Verzug besteht seit 28.01.2021 aufgrund des Schreibens der Kläger vom 19.01.2021. Die 

vorgerichtliche rechtsanwaltliche Beratung ist als Verzugsschaden erstattungsfähig und der Höhe 

nach unbestritten. 

8. Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 2 ZPO. Die durch Klagerücknahme aus dem 

Streit genommene Zuvielforderung ist geringfügig (0,1 %) und hat eigene Kosten nicht ausgelöst.

9. Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. 

11, 713 ZPO.

10. Die Voraussetzungen der Zulassung der Berufung liegen nicht vor. Das weitgehende Aner-

kenntnis der Beklagten erfolgte unter ausdrücklicher Erwähnung der Berechtigung der Ansprüche 

(Seite 2 der Klageerwiderung vom 12.04.2021). Die Frage, ob Bier als Erfrischungsgetränk zu 

qualifizieren ist oder nicht, ist nicht von grundsätzlicher, über diesen Rechtsstreit hinausweisen-

den Bedeutung.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-

sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Memmingen
Hallhof 1 + 4

87700 Memmingen

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten
nach der Verkündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die

Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- _ Mmit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf 8 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils

geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

ichter am Amtsgericht
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Verkündet am 16.06.2021

UrkundsbeamtinEeZz.


